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Beschluss  

Az.:  BK7-19-032  

In dem  Verwaltungsverfahren  

wegen   Erweiterung  der  Genehmigung  für  konkurrierende  Kapazitätszuweisung  

der  bayernets  GmbH,  Poccistraße  7,  80336  München,  gesetzlich  vertreten  durch  die  Geschäfts-
führung,  

Antragstellerin,  

hat  die  Beschlusskammer  7 der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekommunikation,  
Post  und  Eisenbahnen,  Tulpenfeld  4,  53113  Bonn,  gesetzlich  vertreten  durch ihren  Präsidenten  
Jochen  Homann,  

durch ihre  Vorsitzende  Barbie  Cornelia  Haller,  
ihren  Beisitzer   Dr.  Werner  Schaller  
und  ihre  Beisitzerin  Diana  Harlinghausen  

am  16.05.2019  beschlossen:  

1.  Tenorziffer  1.  des Beschluss  vom  14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  wird ergänzt:  

a)	  Die  Genehmigung  für  die Durchführung  abhängiger  Auktionsverfahren zur  
Zuweisung  konkurrierender  Kapazität  gemäß  Art.  8  Abs.  2 S.  3  Hs.  2  der  Ver-
ordnung  (EU)  2017/459  der  Kommission  vom  16.  März  2017  zur  Festlegung  
eines Netzkodex  über  Mechanismen  für  die Kapazitätszuweisung  in Fernlei-
tungsnetzen und zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  984/2013  i.V.m.  
§  13  Abs.  1 S.  4  der  Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV)  wird  erweitert  auf  
bedingt  feste,  frei  zuordenbare Jahres-,  Quartals-,  Monats-,  Tages- und  unter-
tägige  Standardkapazitätsprodukte (bFZK)  an  den  im  Beschluss  benannten  
Speicherpunkten des Netzes der  Antragstellerin  für  jeweils beide  Flussrich-
tungen  (Einspeisung  und  Ausspeisung).  

b)	  Folgender  klarstellender  Hinweis wird  am  Ende  der  Tenorziffer  1.  angefügt:  
Von den  abhängigen  Auktionsverfahren  nicht  erfasst  sind technisch  konkurrie-
rende Kapazitäten,  soweit  diese  aufgrund  einer  Reservierung  durch Betreiber  
von  Speicher-,  LNG- und Produktionsanlagen  sowie  Gaskraftwerken  (§  38  
GasNZV)  oder  aufgrund  eines Anspruchs auf  Bereitstellung  ebensolcher  Be-
treiber  (§ 39  GasNZV)  nicht  abhängig  zugewiesen  werden  dürfen,  oder  an  
dem  Punkt,  auf  den  sich  die  Reservierung  oder  Bereitstellung  bezieht,  zu be-
lassen  sind.  

Eine  konsolidierte  Fassung  des  verfügenden  Teils des Beschlusses vom  
14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  ist  der  Entscheidung  als Anlage  beigefügt.  
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2.  Eine  Kostenentscheidung  bleibt  vorbehalten.  
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Gründe  

I.  

Das  Verwaltungsverfahren  betrifft  die  Erweiterung  einer  mit  Beschluss  vom  

14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  erteilten  Genehmigung  zur  Durchführung  abhängiger  Auktionsver-

fahren  für  die  Zuweisung  konkurrierender  Kapazitäten  an  verschiedenen  Speicherpunkten  im  

Fernleitungsnetz  der  Antragstellerin.  

An das Fernleitungsnetz  der  Antragstellerin  sind  über  die  Speicherpunkte  Wolfersberg,  Inzen-

ham,  Haidach,  7Fields (Haiming 2-7F/bn)  und Nussdorf/Zagling  (Haiming  2-RAGES/bn)  

Gasspeicheranlagen  angeschlossen.  Die  netztechnischen Gegebenheiten  lassen  es  nicht  zu,  

alle  Bedarfe an  den genannten  Speicheranschlusspunkten  durch  feste,  frei  zuordenbare  

Kapazitäten  zu  decken.  

In der  Vergangenheit  vermarktete  die  Antragstellerin deshalb  saisonale feste,  frei  zuordenbare  

Ein-/Ausspeisekapazitäten am  Speicheranschlusspunkt  Wolfersberg  sowie jahresdurchgängig  

weitere  feste,  frei  zuordenbare  Einspeisekapazitäten,  die  jeweils an  einem  der  Speicheran-

schlusspunkte  Haidach,  7Fields  (Haiming  2-7F/bn)  oder  Nussdorf/Zagling (Haiming  2-

RAGES/bn)  ausgewiesen  wurden.  Grund hierfür  waren insbesondere  netzinterne  Engpässe  

zwischen dem  Raum W olfersberg/Inzenham  und  dem  Raum  Haiming/Haidach.  Mit  dem  Bau der  

Erdgasfernleitung MONACO  von Finsing  nach Burghausen  wollte  die  Antragstellerin  bestehende  

Netzrestriktionen  wenigstens zum  Teil  beheben.  Zwar  würden  auch nach Inbetriebnahme  

weitere  ungedeckte Bedarfe an  festen  Kapazitäten bestehen,  jedenfalls aber  der  Engpass  

zwischen den beiden  genannten  Räumen  beseitigt.  Mit  Inbetriebnahme  der  Erdgasfernleitung  

MONACO  Mitte  Dezember  2018  ergab  sich  für  die  Antragstellerin somit  netztechnische Flexibili-

tät.  Ihr  stand  fortan  ein Betrag  fester  Ein-/Ausspeisekapazitäten  zur  Verfügung,  der  netztech-

nisch  beliebig  auf  die  genannten Speicherpunkten  verteilt  werden konnte.  

Mit  Beschluss vom  14.03.2019 (Az.  BK7-18-084)  wurde  der  Antragstellerin  die  Durchführung  

sogenannter  abhängiger  Auktionsverfahren zur  Zuweisung  konkurrierender  Kapazität  für  feste  

frei  zuordenbare  Jahres-,  Quartals-,  Monats-,  Tages- und  untertägige  Standardkapazitätspro-

dukte  (FZK)  für  die  genannten  Speicherpunkte genehmigt.  In  Tenorziffer  2.  lit.  b)  wurde  der  

Antragstellerin  aufgegeben,  die Beschlusskammer  unverzüglich über  alle  nachträglich eintreten-

den  Umstände  zu  unterrichten,  die  eine Neubewertung oder  Abänderung  der  Genehmigungs-

entscheidung  erforderlich machen könnten,  insbesondere  die  Einführung  eines bisher  noch nicht  

von  der  Genehmigung  erfassten  festen  Kapazitätsprodukts  oder  den  Wegfall  der  technischen  

Konkurrenz.  Im  Abschnitt  3.1.,  Ziffer  (5),  des entsprechenden  Beschlusses wurde  weiterhin  

ausgeführt,  dass im  Falle  des Angebots weiterer  fester  Kapazitätsprodukte  an  den von  der  

Genehmigung  erfassten  Speicheranschlusspunkten  vorab  eine  Erweiterung  der  Genehmigung  
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im  Hinblick  auf  die  Gewährleistung  eines einheitlichen  Rechtsrahmens für  die  Kapazitätsalloka-

tion zu  prüfen  sei.  

Mit  Schreiben vom  21.03.2019  hat  sich  die  Antragstellerin  erneut  an  die Beschlusskammer  

gewandt  und  beantragt,  die am  14.03.2019  erteilte Genehmigung  zu  erweitern und  konkurrie-

rende  Auktionen  auch für  neu  ausgewiesene  temperaturabhängige  Kapazitäten  (TaK)  an  allen  

Speicheranschlusspunkten  zu  genehmigen.  Die  Vermarktung  solle  in  der  Jahresauktion  am  

02.07.2019  und  den Quartalsauktionen  (05.08.2019 und  04.11.2019)  für  Gaslieferzeiträume ab  

01.01.2020  erfolgen.  

Zur  Begründung  führte  die  Antragstellerin  aus,  dass Kapazitäten  an  den  Speicheranschluss-

punkten  nach wie  vor  knapp seien.  Der  Wegfall  netzinterner  Engpässe durch die Inbetriebnah-

me  der  MONACO-Leitung  und  die dadurch gewonnene  Flexibilität  sollten  genutzt  werden,  einen  

effizienten  Gebrauch der  verfügbaren  Kapazitätsbeträge  zu  ermöglichen.  Die  konkurrierende  

Vermarktung  biete  sich  hier  an,  da  sie  eine  vollständige Zuweisung  verfügbarer  Kapazitäten  

ohne  Restmengen  erlaube.  Die Zahlungsbereitschaft  der  Transportkunden  lege  hier  die  

Kapazitätsallokation fest  und  sei  gegenüber  der  ex-ante-Allokation vorzugswürdig.  

Mit  Telefonat  vom  03.04.2019  ist  die  Antragstellerin  aufgefordert  worden,  detailliertere  Informati-

onen  zur  Substantiierung  ihres  Antrags zu übermitteln,  welche  sie  mit  E-Mail  vom  17.04.2019  

der  Beschlusskammer  zur  Verfügung  gestellt  hat.  Der  Antragstellerin  ist  am  30.04.2019 zudem  

Gelegenheit  zur  Stellungnahme zum  Entwurf  des Entscheidungstenors  gegeben  worden.  Die  

Antragstellerin  hat  ihrerseits  jedoch  von einer  Stellungnahme  abgesehen.  Die  Beschlusskammer  

hat  die Einleitung  des Verfahrens unter  dem  Aktenzeichen auf  der  Internetseite der  Bundes-

netzagentur  bekannt  gegeben.  Sie hat  am  16.04.2019  die  Landesregulierungsbehörde Bayerns 

über  die  Einleitung  des  Verfahrens informiert.  

Wegen der  weiteren  Einzelheiten  wird  auf  den  Inhalt  der  Akte  Bezug  genommen.  
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II.   

Die Genehmigung  nach  Tenorziffer  1.  des Beschlusses  vom  14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  

konnte antragsgemäß  erweitert  werden.  

1.  Rechtsgrundlage  

Die Entscheidung  beruht  auf  Art.  8 Abs.  2 S.  3 Hs.  2 der  Verordnung  (EU)  2017/459 i.V.m.  §  13  

Abs.  1 S.  4  GasNZV.  Die  Tenorziffer  1.  des Beschlusses vom  14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  wird  

erweitert,  ohne  die bisherige  Genehmigung  teilweise  aufzuheben.  

Die Entscheidung ergeht a uf  Antrag  der  Antragstellerin  hin und ist  formell  rechtmäßig.  

2.1.  Zuständigkeit  

Die Zuständigkeit  der  Beschlusskammer  folgt  aus Art.  8  Abs.  2  S.  3 Hs.  2 der  Verord-

nung  (EU)  2017/459  i.V.m.  §  13  Abs.  1  S.  4  GasNZV,  §  56  S.  1  Nr.  2  und  S.  2,  §  59  Abs.  1  

S.  1  EnWG.  

2.2.  Antragsbefugnis  

Die Antragstellerin ist  antragsbefugt,  da  die  Möglichkeit  der  Rechtsverletzung  im  Falle einer  

Ablehnung  der  begehrten  Genehmigung  besteht.  Die  Antragstellerin  plant,  abhängige Kapazi-

tätszuweisungsverfahren  an Speicherpunkten  ihres Netzes durchzuführen,  und  begehrt  hierzu  

eine Genehmigung,  um  dem  Vorbehalt  des Art.  8 Abs.  2  S.  3 Hs.  2  der  Verordnung  (EU)  

2017/459 zu entsprechen.  

2.3.  Anhörung  

Der  Antragstellerin  ist  gemäß  §  67  Abs.  1  EnWG  mit  Schreiben  vom  30.04.2019  Gelegenheit  zur  

Stellungnahme  gegeben  worden.  Sie  hat  von  einer  Stellungnahme  abgesehen.  

2.4.  Beteiligung  weiterer  Behörden  

Die Beschlusskammer  hat  die  bayerische  Landesregulierungsbehörde  mit  E-Mail  vom  

16.04.2019  über  die Einleitung des vorliegenden  Verfahrens informiert.  

Die Entscheidung  ist  auch materiell  rechtmäßig.  Die  erforderliche  Genehmigung  konnte erteilt  

werden,  weil  die  tatbestandliche  Voraussetzung  der  technischen  Konkurrenz  vorliegt,  keine  

Zustimmung  Dritter  erforderlich  ist  und  nach pflichtgemäßer  Ermessensbetätigung  der  Erweite-

rung  der  Genehmigung  keine  überwiegenden  Belange entgegenstehen.  Dies gilt,  soweit  den  
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Auflagen  gemäß  Tenorziffer  2.  des Beschluss  vom  14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  entsprochen  

wird.  

3.1.  Genehmigungserfordernis   

Die geplante konkurrierende  Kapazitätszuweisung  an Ein-/Ausspeisepunkten  von und  zu  

Speicheranlagen  unterliegt  einem  Genehmigungsvorbehalt.  

Nach  Art.  8 Abs.  2 S.  3  Hs.  2 der  Verordnung  (EU)  2017/459  gilt  ein solcher  Vorbehalt  für  

Kapazitäten  an  Kopplungspunkten.  Aufgrund  des Verweises in  §  13  Abs.  1  S.  4 GasNZV  sind  

die  Vorgaben für  Auktionen  in  der  Verordnung  (EU)  2017/459,  und  damit  der  Genehmigungs-

vorbehalt,  auch  auf  Ein-/Ausspeisepunkte  von und zu Speicheranlagen  anzuwenden.  

3.2.  Technische  Konkurrenz i.S.d.  Art.  3 S.  2  Nr.  14  der  Verordnung (EU)  2017/459  

An den  Speicheranschlusspunkten sind  technisch konkurrierende Kapazitäten gegeben.  Um  

solche  handelt  es sich  gemäß  der  Definition  in  Art.  3  S.  2 Nr.  14  der  Verordnung  (EU)  2017/459,  

wenn  die  an  einem  Punkt  des  Netzes verfügbare Kapazität  nicht  vergeben  werden kann,  ohne  

die  an einem  anderen  Punkt  des Netzes verfügbare Kapazität  ganz  oder  teilweise  zu  verringern.  

Es liegt  mit  anderen  Worten  ein  technischer  Engpass  vor,  durch  den  die  Transportkapazitäten  

an  verschiedenen  Netzpunkten  sich  unmittelbar  gegenseitig bedingen.  

Die Antragstellerin  hat  dargelegt,  dass für  die Speicheranschlusspunkte  ein bestimmter  Ge-

samtbetrag  fester  Ein- /Ausspeisekapazitäten  verfügbar  ist  und  dieser  beliebig  zwischen  den  

relevanten  Punkten  verlagert  werden  kann.  Die  Kapazitätsausweisung  an  einem  der  Punkte  

kann  folglich  nur  unter  Berücksichtigung  der  sich  ergebenden  Gesamtsumme  aller  Speicheran-

schlusspunkte  erfolgen.  Eine Kapazitätserhöhung  an  einem  der  Punkte  würde  eine  entspre-

chende Reduzierung  an  den  anderen  Punkten  erfordern.  

3.3.  Keine Zustimmung Dritter  erforderlich  

Eine Zustimmung  Dritter  war  nicht  erforderlich.  Zwar  verlangt  Art.  8 Abs.  2  S.  3 Hs.  2  der  

Verordnung  (EU)  2017/459,  dass  für  das  Angebot  konkurrierender  Kapazität  die  Zustimmung  

beteiligter  Fernleitungsnetzbetreiber  eingeholt  und der  Standpunkt  anderer  nationaler  Regulie-

rungsbehörden  zu  berücksichtigen ist.  Jedoch  sind  neben  der  Antragstellerin keine  weiteren  

Fernleitungsnetzbetreiber  unmittelbar  beteiligt,  da  es sich um  Marktgebietsinterne  Speicheran-

schlusspunkte  handelt.  Darüber  besteht  keine unmittelbare Betroffenheit  angrenzender  Mit-

gliedsstaaten.  

3.4.  Ermessensbetätigung  

Die Beschlusskammer  hat  ihr  Ermessen  pflichtgemäß ausgeübt.  
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3.4.1.  Erwägungen zur  Ausgestaltung der  Genehmigung  

Hinsichtlich der  Ausgestaltung  hat  die  Beschlusskammer  die  folgenden Erwägungen  angestellt:  

(1)  Die  Antragstellerin  ist  bereits berechtigt,  das  Verfahren  der  konkurrierenden  Kapazitätszu-

weisung  an  den  Speicherpunkten  Wolfersberg,  Inzenham,  Haidach,  7Fields (Haiming  2-7F/bn)  

und  Nussdorf/Zagling  (Haiming  2-RAGES/bn)  in beiden  Flussrichtungen  (Einspeisung  und  

Ausspeisung)  für  FZK  durchzuführen.  Aufgrund  der  Erweiterung  gilt  die Genehmigung  nunmehr  

auch für  an  diesen  Speicheranschlusspunkten vermarktete  bFZK.  

(2)  Die  Genehmigung  ist  unbefristet  und  ermöglicht  der  Antragstellerin und ihren  Transportkun-

den  somit  Kontinuität  und  Transparenz  hinsichtlich der  für  die  Kapazitätszuweisung  geltenden  

Rahmenbedingungen.  Sie  schafft  damit  das für  einen  liquiden  Markt  notwendige  Vertrauen.  

(3)  Mit  der  Erteilung  der  Genehmigung  ist  eine  verbindliche  Entscheidung  über  das an  den  

antragsgegenständlichen  Speicheranschlusspunkten  anzuwendende  Zuweisungsverfahren  

verbunden.  Die  Antragstellerin kann  nicht  für  einen bestimmten  Betrag  der  technisch konkurrie-

renden  Kapazität  oder  für  bestimmte  Standardkapazitätsprodukte (Art.  9  der  Verord-

nung  (EU)  2017/459)  von der  Zuweisungsmethodik  abweichen.  Diese Intransparenz  wäre aus  

Sicht  der  Beschlusskammer  eine  unzumutbare  Erschwernis des Netzzugangs.  Die  Antragstelle-

rin  wird  hierdurch  nicht  unangemessen  in  ihren Vermarktungsmöglichkeiten  eingeschränkt.  

Jedenfalls  überwiegt  das Interesse des  Marktes an  einem  transparenten,  effizienten  und  

diskriminierungsfreien  System  der  Kapazitätszuweisung.  Soll  künftig  von  der  konkurrierenden  

Kapazitätszuweisung  Abstand genommen  werden,  so ist  eine  Änderung  der  Genehmigung  bei  

der  Beschlusskammer  zu  beantragen.  Erst  nach  der  Genehmigung  des Antrags auf  Widerruf  

durch die  Beschlusskammer  kann  sie  zum  Verfahren  der  ex-ante-Allokation  zurückkehren.  Der  

Antrag  hat  spätestens drei  Monate  vor  der  Veröffentlichung  der  Kapazitätswerte für  die  erste  

beabsichtigte nicht  konkurrierende  Auktion  zu  erfolgen.  

(4)  Diese Verbindlichkeit  gilt  nicht  für  technisch konkurrierende  Kapazitäten,  soweit  diese 

aufgrund  einer  Reservierung  durch Betreiber  von Speicher-,  LNG- und  Produktionsanlagen  

sowie Gaskraftwerken  oder  aufgrund  eines  Anspruchs  auf  Bereitstellung  ebensolcher  Betreiber  

nicht  abhängig  zugewiesen  werden dürfen,  oder  an dem  Punkt,  auf  den  sich die  Reservierung  

oder  Bereitstellung  bezieht, z u belassen sind.  

(5)  Hinsichtlich weiterer  Modalitäten wird  auf  Abschnitt  3.1.  des Beschlusses  vom  

14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  Bezug  genommen.  

3.4.2.  Abzuwägende  Belange  

Die Abwägung  der  maßgeblichen Belange spricht  für  die Erweiterung der  Genehmigung.  

Als Belange sind  die  Ziele  des europäischen  Energierechts in  den  Blick  zu  nehmen, i nsbesonde-

re  die Vorgaben der  Richtlinie  2009/73/EG  des Europäischen  Parlaments und des Rates vom  
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13.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  und  zur  Aufhebung  der  

Richtlinie  2003/55/EG  (im  Weiteren:  „Gasrichtlinie“),  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  und  der  

Verordnung  (EU)  2017/459.   

(1)  Ein  zentrales Ziel  des europäischen  Energiewirtschaftsrechts  ist  die  Realisierung  eines 

Erdgasbinnenmarktes,  der  allen privaten und  gewerblichen  Verbrauchern in  der  Europäischen  

Union  eine  echte  Wahl  ermöglichen,  neue  Geschäftschancen  für  die Unternehmen  eröffnen  

sowie den  grenzüberschreitenden Handel  fördern und  auf  diese  Weise  Effizienzgewinne,  

wettbewerbsfähige  Preise und  höhere Dienstleistungsstandards bewirken und  zu  mehr  Versor-

gungssicherheit  und Nachhaltigkeit  beitragen  soll  (vgl.  dazu  Erwägungsgrund  1  der  Gasrichtli-

nie).  Zur  Verwirklichung  eines gut  funktionierenden  Erdgasbinnenmarkts ist  unter  anderem  ein  

nichtdiskriminierender  Netzzugang  notwendig  (vgl.  Erwägungsgründe  4 und  5 der  Gasrichtlinie).  

Um  einen  solchen  Netzzugang  verwirklichen  zu können,  müssen Transportkapazitäten  in  den  

Fernleitungsnetzen optimiert  werden.  So  soll  eine  effizientere  Nutzung  der  Netze erreicht  und  

dadurch  eine bessere Verbindung  zwischen  den  verschiedenen  Gashandelsmärkten  geschaffen  

werden  (vgl.  dazu  z.  B.  Erwägungsgründe  13  und 19 der  Fernleitungsnetzverordnung  sowie  

Erwägungsgrund 2  der  Verordnung  (EU)  2017/459).  Folgerichtig  verpflichtet  Art.  16  Abs.  1  

Fernleitungsnetzverordnung  die  Fernleitungsnetzbetreiber  auch  dazu,  an allen  maßgeblichen  

Punkten  ihres  Netzes die  größtmögliche  Kapazität  zur  Verfügung  zu  stellen und  dabei  auf  die  

Netzintegrität  und  einen effizienten Netzbetrieb  zu  achten.   

(2)  An  diesen Maßstäben gemessen  steht  die von der  Antragstellerin beantragte konkurrierende  

Kapazitätsvergabe  im  Einklang  mit  den  Zielen und  Anforderungen  des  europäischen  Energie-

wirtschaftsrechts.  Aus  Sicht  der  Beschlusskammer  bietet  das Verfahren der  konkurrierenden  

Kapazitätszuweisung  grundsätzlich die Möglichkeit,  das Kapazitätsangebot  an  Ein- und  Aus-

speisepunkten  dem  tatsächlichen  Bedarf  anzupassen.  Es  spricht  vieles dafür,  dass durch die  

konkurrierende  Kapazitätszuweisung  eine  gezieltere und damit  insgesamt  höhere  Auslastung  

der  zur  Verfügung  stehenden  Kapazitäten  erreicht  und möglichen  Engpässen  entgegengewirkt  

werden  kann.  Gleichzeitig  kann  eine  höhere  Auslastung  der  verfügbaren  Kapazitäten  – je nach 

Situation  des jeweiligen  Netzes –  auch zu  einem  kostenseitig  effizienteren  Netzbetrieb  beitra-

gen.  Demgegenüber  steht  eine  durch  die  Durchführung  voneinander  abhängiger  Auktionsverfah-

ren erhöhte Komplexität,  die  aber  nicht  generell  eine Genehmigung  der  konkurrierenden  

Kapazitätszuweisung  verhindern kann,  da  der  europäische Verordnungsgeber  die Möglichkeit  

der  Genehmigung  einer  konkurrierenden  Kapazitätszuweisung  vorgesehen hat.  Vielmehr  ist  die  

erhöhte  Komplexität  dem  Verfahren  der  konkurrierenden  Kapazitätszuweisung  inhärent.  Im  

Sinne  eines nichtdiskriminierenden  und  transparenten  Netzzugangs darf  der  Grad  der  Komplexi-

tät  allerdings nicht  die  Grenzen  der  Zumutbarkeit  für  die  Marktteilnehmer  überschreiten.  Sobald  

sich eine  potenziell  prohibitive  Wirkung  einstellt,  wäre die  Genehmigung  zu  versagen.  Dies ist  

beispielsweise in  dem  Fall  denkbar,  in dem  die  konkurrierende  Kapazitätszuweisung  nur  für  

bestimmte  Produktlaufzeiten  beantragt  würde.  Wenn  für  Kapazitätsprodukte  an  demselben  
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      5. Kosten (Tenor zu 2.) 

Speicherpunkt  unterschiedliche Zuweisungsverfahren  herangezogen  werden  je nachdem,  über  

welche  Laufzeit  sich  das  Produkt  erstreckt,  könnte  gegebenenfalls der  für  einen nichtdiskriminie-

renden  Netzzugang  notwendige  Grad  an Transparenz  und Nachvollziehbarkeit  nicht  mehr  

gewährleistet  sein.  Vorliegend  gibt  es  jedoch keine Anhaltspunkte,  die  eine  solche  prohibitive  

Wirkung  der  Genehmigung  befürchten  lassen.  

(3)  Nach den  Feststellungen  der  Beschlusskammer  ist  auch nicht  ersichtlich,  dass  die  Genehmi-

gung  der  konkurrierenden  Kapazitätszuweisung  durch die  Antragstellerin  Rechte Dritter  in  

unzulässiger  Weise  berühren würde.  Insoweit  wird auf  die Ausführungen  in  Abschnitt  3.4.2  des 

Beschlusses  vom  14.03.2019 (BK7-18-084)  Bezug  genommen.   

4.  Auflagen nach Tenorziffer  2.  des  Beschlusses  vom  14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  

Die mit  Tenorziffer  2.  des  Beschlusses vom  14.03.2019  (Az.  BK7-18-084)  ausgesprochenen  

Auflagen  bleiben unverändert.  Die Beschlusskammer  sieht  keinen  Anlass für  eine  Aufhebung  

oder  Änderung.  

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 
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Rechtsmittelbelehrung  

Gegen diesen  Beschluss  kann binnen  einer  Frist  von einem  Monat  nach Zustellung  Beschwerde  

erhoben werden.  Die Beschwerde ist  bei  der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekom-

munikation,  Post  und  Eisenbahnen (Hausanschrift:  Tulpenfeld  4,  53113 Bonn)  einzureichen.  Es 

genügt,  wenn  die  Beschwerde innerhalb  der  Frist  bei  dem  Oberlandesgericht  Düsseldorf  

(Hausanschrift:  Cecilienallee  3,  40474  Düsseldorf)  eingeht.   

Die Beschwerde ist  zu  begründen.  Die  Frist  für  die  Beschwerdebegründung  beträgt  einen  

Monat.  Sie  beginnt  mit  der  Einlegung  der  Beschwerde  und  kann auf  Antrag  von  dem  oder  der  

Vorsitzenden  des Beschwerdegerichts verlängert w erden.  Die Beschwerdebegründung  muss  die  

Erklärung,  inwieweit  der  Beschluss angefochten  und seine  Abänderung  oder  Aufhebung  

beantragt  wird,  und  die  Angabe  der  Tatsachen  und  Beweismittel,  auf  die  sich  die  Beschwerde  

stützt,  enthalten.  Die  Beschwerdeschrift  und die Beschwerdebegründung  müssen  durch einen  

Rechtsanwalt  unterzeichnet  sein.  

Die Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung  (§  76  Abs.  1  EnWG).  

Barbie  Kornelia  Haller  Dr.  Werner  Schaller  Diana  Harlinghausen  

Vorsitzende   Beisitzer  Beisitzerin  
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BK7-19-032	 16.05.2019 

Anlage:	 Verfügender Teil des Beschlusses vom 14.03.2019,  Az.  BK7-18-084, in der  
Fassung aufgrund des  Beschlusses  vom 16.05.2019, Az. BK7-19-032  

1. 	 Die Durchführung  abhängiger  Auktionsverfahren  zur  Zuweisung  
konkurrierender  Kapazität  durch  die  Antragstellerin  gemäß Art.  8  Abs.  2 S.  3  
Hs.  2  der  Verordnung  (EU)  2017/459  der  Kommission  vom  16.  März  2017  zur  
Festlegung  eines Netzkodex  über  Mechanismen  für  die Kapazitätszuweisung  
in  Fernleitungsnetzen  und zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  984/2013  
i.V.m.  §  13  Abs.  1  S.  4  der  Gasnetzzugangsverordnung  (GasNZV)  wird für  
feste,  frei  zuordenbare Jahres-,  Quartals-,  Monats-,  Tages- und  untertägige  
Standardkapazitätsprodukte (FZK)  sowie  bedingt  feste,  frei  zuordenbare  
Jahres-,  Quartals-,  Monats-,  Tages- und  untertägige  
Standardkapazitätsprodukte (bFZK)  an den  folgenden  Speicherpunkten  des  
Netzes  der  Antragstellerin für  jeweils  beide  Flussrichtungen  (Einspeisung  und  
Ausspeisung)  genehmigt:  

a)	  Speicherpunkt  Wolfersberg  in  Konkurrenz  mit  den  Speicherpunkten  
Inzenham,  Haidach,  7Fields (Haiming  2-7F/bn)  und  Nussdorf/Zagling  
(Haiming 2-RAGES/bn);  

b)	  Speicherpunkt  Inzenham  in  Konkurrenz  mit  den Speicherpunkten  
Wolfersberg,  Haidach,  7Fields (Haiming  2-7F/bn)  und  Nussdorf/Zagling  
(Haiming  2-RAGES/bn);  

c) 	 Speicherpunkt  Haidach  in  Konkurrenz  mit  den Speicherpunkten  
Wolfersberg,  Inzenham,  7Fields (Haiming  2-7F/bn)  und  
Nussdorf/Zagling  (Haiming  2-RAGES/bn);  

d)	  Speicherpunkt  7Fields (Haiming  2-7F/bn)  in  Konkurrenz  mit  den  
Speicherpunkten  Wolfersberg,  Inzenham,  Haidach und  
Nussdorf/Zagling  (Haiming  2-RAGES/bn)  und  

e)	  Speicherpunkt  Nussdorf/Zagling  (Haiming  2-RAGES/bn)  in  Konkurrenz  
mit  den  Speicherpunkten  Wolfersberg,  Inzenham,  Haidach und  7Fields  
(Haiming 2-7F/bn).  

Von  den  abhängigen  Auktionsverfahren  nicht  erfasst  sind  technisch  
konkurrierende  Kapazitäten,  soweit  diese  aufgrund einer  Reservierung  durch  
Betreiber  von Speicher-,  LNG- und  Produktionsanlagen  sowie Gaskraftwerken  
(§38 GasNZV)  oder  aufgrund  eines Anspruchs  auf  Bereitstellung  ebensolcher  
Betreiber  (§39  GasNZV)  nicht  abhängig  zugewiesen werden  dürfen  oder  an  
dem  Punkt,  auf  den  sich  die  Reservierung  oder  Bereitstellung  bezieht,  zu  
belassen  sind.  
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Verfügender Teil des Beschlusses vom 14.03.2019, Az. BK7-18-084, in der Fassung 
aufgrund des Beschlusses vom 16.05.2019, Az. BK7-19-032 

2. 	 Die Genehmigung  wird  unter  folgenden  Auflagen  erteilt:  

a)	  Die  Antragstellerin  ist  verpflichtet,  zu  den antragsgegenständlichen  
Bereichen  ihres  Fernleitungsnetzes,  in  denen  Kapazitäten abhängig  
voneinander  vergeben  werden  (im  Weiteren:  „Konkurrenzzonen“),  die  
nachfolgenden  Informationen auf  der  von  ihr  zur  Kapazitätsvergabe  
genutzten  Primärkapazitätsbuchungsplattform  i.S.d.  §  12  Abs.  1  
GasNZV  zu veröffentlichen:  

aa) 	 Eine Liste  der  Speicherpunkte,  die in der  jeweiligen  
Konkurrenzzone  in  Konkurrenz  zueinander  stehen.  
Die Liste  ist  frei  zugänglich und  dauerhaft  verfügbar  zu  halten.  

bb) 	 Besondere Informationen  zum  konkurrierenden  
Kapazitätsangebot  je  Auktion:  

Zusammen  mit  der  Veröffentlichung der  Höhe  der  zu  
verauktionierenden  Kapazität  i.S.d.  Art.  11  Abs.  8,  Art.  12  
Abs.  6,  Art.  13  Abs.  6,  Art.  14 Abs.  8,  Art.  15  Abs.  9  Netzkodex  
Kapazitätszuweisung  i.V.m.  §  13 Abs.  1  S.  4  GasNZV  sind  für  
jede  einzelne  Auktion  folgende  Informationen  zu  
veröffentlichen:  

(1) 	 Eine Liste  der  Speicherpunkte,  die  in  der  
Konkurrenzzone  in  Konkurrenz  zueinander  stehen.  

(2) 	 Je Speicherpunkt  der  Umfang  der  angebotenen  
Kapazität  in  kWh/h,  der  in  der  jeweiligen  Auktion  
konkurrierend zu  den  Auktionen an  den  anderen  
Speicherpunkten  der  jeweiligen  Konkurrenzzone  
vergeben wird.  

b)	  Die  Antragstellerin hat  die  Beschlusskammer  unverzüglich  über  alle  
nachträglich eintretenden Umstände  zu  unterrichten,  die  eine  
Neubewertung  oder  Abänderung  der  vorliegenden  
Genehmigungsentscheidung  erforderlich machen  könnten.  Hierunter  
fallen  insbesondere  die  Einführung  eines bisher  noch  nicht  von  der  
Genehmigung  erfassten  festen  Kapazitätsprodukts oder  der  Wegfall  
der  technischen  Konkurrenz  zwischen  von  der  Genehmigung  erfassten  
Speicherpunkten.  

3. 	 Eine  Kostenentscheidung  bleibt  vorbehalten.  
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